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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 2 


(Nr. 4034.) Waldkulturgeſetz für den Kreis Wittgenſtein. Vom 1. Juni 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


§. 1. 


Im Kreiſe Wittgenſtein koͤnnen in jedem Gemeindebezirke alle diejenigen 
Grundſtuͤcke, welche im Flurbuche als Außenlaͤndereien bezeichnet und bisher nicht 
zum regelmäßigen Fruchtbau benutzt worden find, mit Ausſchluß jedoch derjenigen, 
welche zu den Beſitzungen eines der Fuͤrſtlichen Haͤuſer Wittgenſtein⸗Wittgen⸗ 
ſtein und Wittgenſtein⸗Berleburg gehören, Behufs ihrer Benutzung zur Wald⸗ 
kultur auf den Antrag auch nur eines der dabei betheiligten Eigenthuͤmer zu 
einem Ganzen vereinigt werden. Die uͤbrigen Eigenthuͤmer ſind zu ihrer Er⸗ 
klaͤrung über einen folchen Antrag zu einem fruͤheſtens vier Wochen nach be- 
haͤndigter Vorladung anzuberaumenden Termine unter der Verwarnung vorzu⸗ 
laden, daß die Nichterſcheinenden fuͤr zuſtimmend werden erachtet werden. 


Widerſpricht in dieſem Termine die Mehrzahl aller Betheiligten, nach 
dem Kataſtral-Reinertrage berechnet, der Vereinigung nicht, fo iſt dem Antrage 
Folge zu geben. 


2 


Einzelne der im H. 1. gedachten Grundſtuͤcke koͤnnen von der Vereinigung 
ausgeſchloſſen bleiben, ſobald ſaͤmmtliche Betheiligte darüber einverſtanden find. 
Die Ausſchließung muß dagegen erfolgen, wenn dergleichen Grundſtuͤcke 
vermoͤge ihrer Lage in den Wirthſchaftsplan des Waldkoͤrpers nicht paſſen, und 
auch nur Einer der Betheiligten darauf antraͤgt. 
Jahrgang 1854. (Nr. 4031.) 47 Andere 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1854. 
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Andere als die im $. 1. erwaͤhnten Grundſtuͤcke muͤſſen, wenn. fie ver— 
moͤge ihrer Lage in den Wirthſchaftsplan des Waldkoͤrpers paſſen, auf Antrag 
ihrer Eigenthuͤmer zu der Vereinigung verſtattet werden. Es gilt dies auch 
von den Laͤndereien, welche einem der beiden Fuͤrſtlich Wittgenſteinſchen Haͤuſer 
gehoͤren, ſie moͤgen im Flurbuche als Außenlaͤndereien bezeichnet ſein oder nicht. 


“ 


H. 3. 


Die Eigenthuͤmer der vereinigten Grundſtuͤcke bilden eine Waldgenoſſen⸗ 
ſchaft, welcher die Rechte einer juriſtiſchen Perſon zuſtehen, und auf welche das 
Eigenthum dieſer Grundſtuͤcke uͤbergeht. 

5 Jeder Waldgenoſſe erhaͤlt an Stelle der von ihm eingeworfenen Grund— 
ſtuͤcke: . 
1) nach Verhaͤltniß ihres Kataſtral-Reinertrages, oder wenn dadurch eine 
erhebliche Verletzung entſtehen ſollte, nach Verhaͤltniß ihres wirklichen 
Reinertrages, und zugleich 0 
2) nach Verhaͤltniß ihres Holzbeſtandes, 


eine oder mehrere auf ſeinen Namen lautende Holzaktien. 


H. 4. 


Alle Holzaktien einer Waldgenoſſenſchaft ſind von gleichem Werthe. 
Ihre Zahl wird bei der Bildung der Genoſſenſchaft, dem Beduͤrfniſſe gemaͤß, 
ein= für allemal feſtgeſetzt. 2 IA 

Ueber die Einwendungen gegen die Berechnung der Antheile der Wald⸗ 
genoſſen, insbeſondere gegen die Anwendung des Kataſtral-Reinertrages, gegen 
die Hoͤhe des wirklichen Ertrages und gegen die Holzabſchaͤtzung werden Schieds⸗ 
richter vernommen. 

Soweit ſich die Antheile der einzelnen Waldgenoſſen nicht durch volle 
Holzaktien abfinden laſſen, tritt unter den Intereſſenten eine Abfindung in 
baarem Gelde ein. 


Ueber die Holzaktien wird ein Lagerbuch gefuͤhrt. 


H. 5. 
Eine Holzaktie darf nicht getheilt werden. 


H. 6. 


„Die Waldgenoſſenſchaft kann ſich wegen Erfüllung der Genoſſenſchafts⸗ 
pflichten ſo lange an den bisherigen Eigenthuͤmer halten, bis die Umſchreibung 
des Eigenthums in dem Lagerbuche entweder auf den Antrag des bisherigen 
Eigenthümers nach Maaßgabe des über die Veräußerung beigebrachten glaub⸗ 
haften Nachweiſes, oder auf den Antrag des neuen Eigenthuͤmers geſchehen iſt. 

§. 7 


* 
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H. : 


Hypothekengläubiger und andere Realberechtigte, Nießbraucher, Wieder⸗ 
kaufsberechtigte und Paͤchter der zur Genoſſenſchaft gezogenen Grundſtuͤcke 
duͤrfen deren Vereinigung nicht widerſprechen. Der Zuziehung dieſer Perſonen 
bei dem Vereinigungsgeſchaͤfte bedarf es nicht. Die Rechte, welche denſelben 
bisher an den gedachten Grundſtuͤcken zuſtanden, gehen auf die an die Stelle 


dieſer Grundſtuͤcke tretenden Holzaktien und Kapitalausgleichungen uͤber. 


Wegen Sicherung der Rechte dieſer Perſonen kommen dieſelben Vor⸗ 
ſchriften in Anwendung, welche in Anſehung der Sicherung der Anſpruͤche drit⸗ 
ter Perſonen an Rentenbriefen und Abloͤſungskapitalien gelten. 


H. 8. 


Servituten, welche auf den zur Genoſſenſchaft gezogenen Grundſtuͤcken 
haften, erleiden durch dieſe Vereinigung keine Veraͤnderung. Insbeſondere 
ſchließt die Vereinigung die Fortdauer beſtehender Huͤtungsrechte nicht aus. Die 
Weideberechtigten muͤſſen ſich aber die Benutzung der vereinigten Grundſtuͤcke 
zur Holzzucht gefallen laſſen, und ſich ‚ohne Entſchaͤdigung denjenigen Beſchraͤn⸗ 


kungen unterwerfen, welchen die Ausuͤbung der Waldweide nach allgemeinen 
Geſetzen unterliegt. 


Weideberechtigte, welche nicht gleichzeitig Mitglieder der Genoſſenſchaft 
find, muͤſſen jedoch wegen Beſchraͤnkung in der Ausuͤbung der Weide auf den 
zur Genoſſenſchaft gezogenen Grundſtuͤcken entſchaͤdigt werden. 


H. 9. 


Auf den Umfang der Berechtigungen in fremden Forſten, welche den 
Eigenthuͤmern der eingeworfenen Grundſtuͤcke vor deren Vereinigung etwa zu⸗ 
geſtanden haben, bleibt der Holz- und Streu⸗Ertrag, welcher den Waldgenoſſen 
zufaͤllt, ohne Einfluß. 


$. 10. 


Die vereinigten Grundſtuͤcke muͤſſen zu einer fuͤr ſie nach forſtwirthſchaft⸗ 
lichen Grundſaͤtzen geeigneten Holzkultur benutzt werden. 


Die Wirthſchaftsart und der Betriebsplan werden, unbeſchadet ſpaͤterer 
Abaͤnderungen, bei der Errichtung der Genoſſenſchaft beſtimmt. Es kann dabei 
eine Uebergangszeit feſtgeſtellt werden, während welcher ein Theil der vereinig⸗ 
ten Grundſtuͤcke Behufs der Streugewinnung und der gemeinſchaftlichen Huͤtung 
noch von der Forſtkultur ausgeſchloſſen bleiben ſoll. Die Art der Streugewin⸗ 
nung und Huͤtung wird aber in dieſem Falle durch die Genoſſenſchaftsverwal⸗ 
tung geregelt und beſtimmt. 


(Ar. 4031.) 47 * K 11. 
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F. 11. 


Zu den Koſten der erſten Kultivirung, der Erhaltung und Verwaltung 
des Waldes, ſowie zu ſonſtigen Laſten deſſelben, desgleichen zu den etwa er— 
forderlichen Dienſten und Naturalleiſtungen, haben die Waldgenoſſen nach Ver⸗ 
haͤltniß der Zahl ihrer Aktien beizutragen. 


K. 12, 


Nach demſelben Verhaͤltniſſe ($. 11.) werden die den Waldgenoſſen ge⸗ 
bührenden Nutzungen des Waldes, und zwar entweder in Gelde oder in 
Natur getheilt. 


. 


Zur Vorbereitung der Naturaltheilung der Forſtnutzungen iſt bei der 
Bildung der Genoſſenſchaft ein- für allemal zu beſtimmen, in wie viel Haupt⸗ 
theile (Stammjähne) der jedesmalige Jahresſchlag zerfallen ſoll. Jeder Wald⸗ 
genoſſe iſt bei der Theilung des Jahresſchlages mit ſeinen ſaͤmmtlichen Holz⸗ 
aktien möglichft in Einen Stammjahn einzuweiſen. 


H. 14. 


Zur Vertretung der Waldgenoſſenſchaft in allen gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten, insbeſondere zur Fuͤhrung der geſammten Verwaltung des Wal⸗ 
des und zur Verhandlung mit Behoͤrden und dritten Perſonen, hat die Ver⸗ 
ſammlung der Waldgenoſſen einen vom Kreislandrathe zu beſtaͤtigenden Vor⸗ 
ſteher und einen Stellvertreter zu waͤhlen. 


Ueber die Art der vorzunehmenden Wahl, die Dauer des Amtes, die 
Beſoldung des Vorſtehers, den Nachweis ſeiner Legitimation u. ſ. w. wird das 
Erforderliche bei Errichtung der Genoſſenſchaft in dem Rezeſſe (F. 19.) 

Wenn der Landrath den erwählten Vorſteher oder den Stellvertreter 
nicht beftätigt, fo iſt binnen angemeſſener Friſt eine andere Wahl zu veranlaſſen. 
Faͤllt auch dieſe auf keine Perſon, die der Landrath beftätigen kann, fo ſteht 
die Ernennung der Regierung zu Arnsberg zu. 


$. 15. 
5 Der Beſchluß der Verſammlung der Waldgenoſſen muß eingeholt 
erden: f 


a) zu Abaͤnderungen der anfänglich beſtimmten Wirthſchaftsart und des 
Betriebsplanes; ferner daruͤber: ; 
b) ob 
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p) ob und wie lange ein periodiſcher Fruchtbau nach dem Abtriebe des Hol⸗ 
zes ſtattfinden ſoll; a 

c) ob der Holzertrag verkauft oder in Natur vertheilt werden foll; 

d) ob die Forftarbeiten von den Waldgenoſſen zu verrichten oder für Geld 
zu beſchaffen ſind; 

e) über die Art der Ausuͤbung der Wald-Nebennutzungen; 

1) uͤber die Nothwendigkeit der Anſtellung und über die Höhe der Beſol⸗ 
dung von Genoſſenſchaftsbeamten, insbeſondere auch uͤber die Anſtellung 
und Beſoldung eines beſonderen Rendanten; 

g) uͤber Veraͤnderungen der Subſtanz des Waldes und die Kontrahirung 
von Darlehnen; 

h) uͤber die Erwerbung einer Aktie durch die Genoſſenſchaft. 


Wenn der Vorſteher mit einem Beſchluſſe der Verſammlung nicht ein⸗ 
verſtanden iſt, ſo kann er die Ausfuͤhrung deſſelben ſuspendiren. Er muß aber 
in dieſem Falle alsbald die Entſcheidung der Koͤniglichen Regierung einholen, 
welche alsdann befolgt werden muß. 


H. 16. 


Alle Befchlüffe der Waldgenoſſen werden durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit der auf ortsuͤbliche Vorladung aller betheiligten Erſchienenen, nach der 
Zahl ihrer Aktien berechnet, gefaßt. 


Aktienbeſitzer, welche nicht am Sitze der Gemeinde wohnen, koͤnnen ſich 
durch andere, ſchriftlich bevollmaͤchtigte Waldgenoſſen vertreten laſſen. 


F. 17. 


In allen im H. 15. nicht bezeichneten Angelegenheiten ſteht dem Vor⸗ 
ſteher die ſelbſtſtaͤndige Verfuͤgung zu. Er hat die Genoſſenſchaft erforderlichen: 
falls zu berufen und in ihren Verſammlungen den Vorſitz zu fuͤhren. Er hat 
das Lagerbuch der Genoſſenſchaft, ſowie das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen in 
Ordnung zu halten. Ihm liegt es ob, die Verwaltung des Waldes zu fuͤh⸗ 
ren, die Beitraͤge zu den Koſten der Waldwirthſchaft und die Naturalleiſtungen 
auszuſchreiben, die Vertheilung der Forſtnutzungen zu leiten, die erforderlichen 
Beamten (H. 15. litt. f.) anzustellen und zu beaufſichtigen, uͤberhaupt für Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung im Walde zu ſorgen. 


Zu dieſem Zwecke iſt er befugt, gegen die Waldgenoſſen und Beamten 
Ordnungsſtrafen bis zur Hoͤhe von Einem Thaler anzudrohen und feſtzuſetzen, 
rückſtäͤndige Naturalleiſtungen für Rechnung der Saͤumigen bewirken zu laſſen, 
und wegen der dadurch erwachſenen Koſten, ſowie wegen ruͤckſtaͤndiger Geld⸗ 
beitraͤge Exekution zu veranlaſſen, welche im Verwaltungs wege zu vollſtrecken iſt. 


Zur Anſtellung von Beamten hat er die Genehmigung des Kreisland⸗ 
rathes einzuholen. a 


Cr. 403 t.) H. 18. 


Der Antrag auf Bildung der Genoſſenſchaft ift bei dem Kreislandrathe 
anzubringen, welcher davon der Generalkommiſſion zu Muͤnſter Anzeige zu 
machen und die Verhandlungen daruͤber entweder ſelbſt zu bewirken, oder den 
betreffenden Amtmann oder Buͤrgermeiſter damit zu beauftragen hat. 

Dem Landrathe, dem Amtmanne und dem Buͤrgermeiſter ſtehen dabei 
alle Rechte und Pflichten eines Spezialkommiſſarius der Auseinanderſetzungs— 
Behoͤrden zu. 

Die Zuruͤcknahme einer nach H. 1. durch Beſchluß der Mehrheit begruͤn⸗ 
deten Provokation iſt nur mit Einwilligung aller Betheiligten zulaͤſſig. 


H. 1 9. 


Die Generalkommiſſion zu Muͤnſter wird mit der oberen Leitung des 
Vereinigungsgeſchaͤftes beauftragt. Sie iſt ermaͤchtigt, mit Genehmigung des 
Oberpraͤſidenten dazu andere als die im F. 18. bezeichneten Kommiſſarien zu 
ernennen. Sie entſcheidet uͤber die vorkommenden Streitigkeiten in erſter In⸗ 
ſtanz und über Beſchwerden gegen die vom Spezialkommiſſar feſtgeſetzten 
Interimiſtika in zweiter Inſtanz. N 

Fuͤr das Verfahren, den Inſtanzenzug, ruͤckſichtlich der Wahrnehmung 
der öffentlichen Intereſſen und Rechte dritter Perſonen, der Errichtung und 
Beſtaͤtigung des Rezeſſes, ſowie der Sorge für die Berichtigung der bisherigen 
Hypothekenfolien über die zur Genoſſenſchaft gezogenen Grundſtuͤcke, ſowie des 
für die Genoſſenſchaft anzulegenden Hypothekenfoliums, gelten die für Gemein- 
heitstheilungen und Abloͤſungen beſtehenden Vorſchriften. 

Der Rezeß ſoll als Genoſſenſchaftsſtatut alle Beſtimmungen enthalten, 
welche die beſonderen Verhaͤltniſſe neben den Beſtimmungen dieſes Geſetzes er⸗ 
forderlich machen. 


Die Holzaktien werden von der Generalkommiſſion ausgefertigt. 


H. 20. 

Wegen der Koſten des Verfahrens gelten die fuͤr Gemeinheitstheilungen 
vorgeſchriebenen Beſtimmungen. 

Fuͤr die vom Kreislandrathe, vom Amtmanne und vom Buͤrgermeiſter 
beſorgten Geſchaͤfte werden aber keine Reiſekoſten, Diaͤten und Kopialien in 
Anſatz gebracht. 

H. 21. 


Nach erfolgter Rezeßbeſtaͤtigung tritt die Waldgenoſſenſchaft unter die 
Aufſicht des Kreislandrathes und der Regierung zu Arnsberg. 5 
er 
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Der Vorſteher der Genoſſenſchaft iſt den Anordnungen dieſer Behoͤrden 
Folge zu leiſten verpflichtet. Streitigkeiten unter den Waldgenoſſen, ſowie 
zwiſchen dieſen und ihren Beamten uͤber innere Angelegenheiten, ſind mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges durch den Kreislandrath, vorbehaltlich des Rekurſes 
an die Regierung, zu entſcheiden. Auch hat der Landrath dieſe Entſcheidungen 
in Vollzug zu ſetzen. 

Ueber die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Waldes wird der Regie⸗ 
rung daſſelbe Aufſichtsrecht beigelegt, welches ihr nach der Königlichen Ver: 
0 15 24. Dezember 1816. uͤber die Verwaltung der Gemeindewaldun⸗ 
gen zuſteht. 


H. 22. 


Die Aufloͤſung einer nach dem e Geſetze errichteten Wald⸗ 
genoſſenſchaft und die Theilung ihres aldeigenthums iſt nur nach vor aͤngi⸗ 
gem Beſchluſſe der Genoſſenſchaft mit landes herrlicher Genehmigung zulaͤſſig. 


H. 23. 


Die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen und 
1 ease ſind von dem Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansfouci, den 1. Juni 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


(Nr. 4081-40320 Nr. 40329 
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(Nr. 4032.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Juni 1854., betreffend die Beſtaͤtigung des Sta⸗ 
tuts wegen Bildung einer Genoſſenſchaft zur Ent- und Bewaͤſſerung der 
Grundſtuͤcke in dem Bachthale zwiſchen Adenau und Leimbach. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ertheilen hierdurch dem in der beiliegenden Verhandlung d. d. Adenau, den 
15. Juli 1852. enthaltenen, von der Mehrzahl der Betheiligten genehmigten 
Statute wegen Bildung einer Genoſſenſchaft zur Ent⸗ und Bewaͤſſerung der 
Grundſtuͤcke in dem Bachthale zwiſchen Adenau und Leimbach, auf Grund des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. (Gefeß - Sammlung für 1843. 
©. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2, (Geſetz- Sammlung 
für 1853. S. 183.) Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 1. Juni 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 


Verhandelt Adenau, den 15. Juli 1852, 


V. dem unterzeichneten Buͤrgermeiſter erſchienen die Eigenthuͤmer der Grund⸗ 
ſtuͤcke in dem Bachthale zwiſchen Adenau und Leimbach, wie fie auf der bei⸗ 
geſchloſſenen Karte des Wieſenbaumeiſters Knipp vom 20. Mai 1852. naͤher 
bezeichnet ſind, und verabreden unter ſich folgenden Genoſſenſchaftsvertrag auf 
Grund des Geſetzes über die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. 
$$. 56. ff. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1843. S. 51.). N 


H. 1. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke bilden einen Wieſenverband, 
um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent⸗ und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 
Der Verband waͤhlt ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


N H. 2. 
Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤ en, 
b 


Über⸗ 
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uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbandswieſen erforderlichen 
Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes gemacht und 
unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den beſtellten Wieſenbaumeiſter 
anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Duͤngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
ace von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 


Die Anlagen werden in der Regel im Tagelohn, vorzugsweiſe durch 
aͤrmere Wieſenbaugenoſſen, ausgefuͤhrt unter Leitung eines Wieſenbaumeiſters, 
wo es indeß zweckmaͤßig ift, ſollen die Arbeiten nach Beſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural- 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. i N 


In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig 
oder nicht Koßens ausgefuͤhrten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinne⸗ 
rung auf Koſten der Saͤumigen machen und die Koſten von denſelben durch - 
Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei 
Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtuͤcke obliegen und im 
Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoffirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige 
Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten 
5 8 8 mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich entſchieden. 
CE. 8e 9 
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Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bil- 
den. Von den Schoͤffen hat einer die Kaſſe zu fuͤhren. Dieſelben bekleiden 
ſaͤmmtlich ein Ehrenamt, doch erhaͤlt der Wieſenvorſteher als Erſatz fuͤr baare 
Auslagen jaͤhrlich fuͤnf Silbergroſchen pro Morgen. 


f H. 6. 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ih— 


rer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſen- 


ſchoͤffen. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen Vertre— 
ter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. Waͤhlbar iſt derjenige, 
welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen 
Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat. Im Uebrigen find 
bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen zu beobachten. 


5 Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei— 
nigte Wahlprotokoll. 


. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Wer- 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; N 


b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen, 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und e mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 


e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

a ) die 
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1) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. In Be⸗ 
hinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſenſchoͤffen 
vertreten. Re 


§. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die General- 
Verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal 
beſtimmt. i ö 


Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
‚ rathes. Der Wieſenwaͤrter allein iſt befugt zu waͤſſern und muß ſo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. 


Kein Eigenthuͤmer darf die Schleuſen eroͤffnen oder zuſetzen oder uͤber⸗ 
haupt die Bewäfferungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer 
Konventionalſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 


ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent- 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung Cefr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Befannt- 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer⸗ 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. a N 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern, 
von denen einer Wieſenbeſitzer fein muß, und darf keiner Mitglied des Ber: 
bandes fein. Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von 
der Generalverſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 


(Nr. 40324033. ' Wenn 
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Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. i 

5 $. 10. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thaler 
bedrohen. 

$. 11. 

Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Königlichen 
Regierung in Coblenz als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 5 


$. 12. 
Das Statut kann nur mit Genehmigung des Miniſters fuͤr die land— 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten abgeaͤndert werden. 
Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 


Folgen die Unterſchriften.) 


(Nr. 4033.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Juni 1854., betreffend den Erlaß der herkoͤmmlichen 
Prinzeſſinnen⸗Steuer bei der Vermaͤhlung der Prinzeſſin Luiſe Koͤniglicher 
Hoheit. 5 

4 N 

Jg will bei der bevorſtehenden Vermaͤhlung Meiner Nichte, der Prinzeſſin 

Lüiſe Koͤniglicher Hoheit, die herkoͤmmliche Prinzeffinnen-Steuer, unter Vorbe⸗ 


halt des Rechts in kuͤnftigen Faͤllen, hierdurch erlaſſen und beauftrage das 
Staatsminiſterium, dieſe Order durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 25. Juni 1854. { i 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. 
An das Staatsminiſterium. 


Rebigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


